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Befristung des Urlaubs- und des Urlaubsabgeltungsanspruchs 
 
Eine Frage, die immer wieder zu Streit in den Betrieben führt, ist die Befristung des Urlaubsan-
spruchs und des Urlaubsabgeltungsanspruchs. Das Gesetz sieht in § 7 Abs. 3 Bundesurlaubs-
gesetz vor, dass der Urlaub grundsätzlich im laufenden Kalenderjahr gewährt und auch ge-
nommen werden muss. Eine Übertragung des Urlaubsanspruchs auf das nächste Kalenderjahr 
ist nur dann zulässig, wenn dringende betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers lie-
gende Gründe dies rechtfertigen. Auch in diesem Fall muss der Urlaub in den ersten drei Mona-
ten des Folgejahres gewährt und genommen werden. Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts sind diese Drei-Monatsfristen als echte Befristungen zu verstehen, so 
dass sowohl der Anspruch auf Gewährung des Urlaubs als auch derjenige auf Abgeltung des 
Urlaubs verfallen, wenn sie nicht im laufenden Kalenderjahr oder im Falle einer Übertragung bis 
zum 31.03. des Folgejahres geltend gemacht und erfüllt werden. Nach Ablauf des 31.03. des 
Folgejahres kann der Arbeitnehmer sich nicht mehr auf seinen Urlaubs- bzw. Urlaubsabgel-
tungsanspruch berufen. Nunmehr hat das Landesarbeitsgericht Düsseldorf in seiner Entschei-
dung vom 25.07.2007, AZ: 12 Sa 944/07, (Urteil noch nicht rechtskräftig) dagegen entschieden. 
Danach ist der Urlaubsabgeltungsanspruch von Gesetzes wegen nicht befristet. Das LAG Düs-
seldorf hat entschieden, dass selbst bei Überschreiten der Drei-Monatsfrist des Folgejahres dies 
nicht zu einer Schuldbefreiung des Arbeitgebers nach Fristablauf zur Nichterfüllung führt. Es 
bleibt abzuwarten, ob das Bundesarbeitsgericht an seiner bisherigen ständigen Rechtsprechung 
festhält oder ob hier eine Änderung der Rechtsprechung eintreten wird. Noch gelten die Fristen 
des § 7 Abs. 3 Bundesurlaubsgesetz als Ausschlussfristen, denen auch der Urlaubsabgeltungs-
anspruch des § 7 Abs. 4 Bundesurlaubsgesetz unterliegt.  
 
 
Wirksamkeit einer Vertragsstrafenabrede im Arbeitsvertrag 
 
Das BAG hat sich mit Urteil vom 14.08.2007, AZ: 8 AZR 973/06, zur Wirksamkeit einer Ver-
tragsstrafenabrede geäußert. Im zu entscheidenden Fall lag ein Arbeitsvertrag vor, der eine Ver-
schwiegenheitsverpflichtung und ein Wettbewerbsverbot während der Dauer des Arbeitsverhält-
nisses enthielt. Bei Verletzung der Verschwiegenheitspflicht war eine Vertragsstrafe in Höhe 
eines durchschnittlichen Bruttoeinkommens vereinbart. Eine Verletzung des Wettbewerbsverbo-
tes sollte zur außerordentlichen Kündigung berechtigen. Zusätzlich war für jeden Fall der Zuwi-
derhandlung eine Vertragsstrafe in Höhe von zwei durchschnittlichen Bruttomonatseinkommen 
vereinbart. Für den Fall einer dauerhaften Verletzung der Verschwiegenheitsverpflichtung oder 
des Wettbewerbsverbotes sollte jeder angebrochene Monat als eine neue Verletzungshandlung 
gelten. Gegen diese Bestimmung wendete sich der Arbeitnehmer.  
 
Das Bundesarbeitsgericht überprüfte den Arbeitsvertrag unter der Bedingung, dass es sich um 
einen vorformulierten Vertrag handelt, der nach dem Recht der allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen zu überprüfen ist. Nach dem Recht der allgemeinen Geschäftsbedingungen verstoßen 
Vertragsstrafenabreden gegen das Transparenzgebot (§ 307 Abs. 1 Satz 2 BGB). Sie sind näm-
lich dann, wie im zu entscheidenden Fall, unwirksam, wenn sie für jeden Fall der Zuwiderhand-
lung des Arbeitnehmers gegen ein Wettbewerbsverbot eine Vertragsstrafe in Höhe von zwei 
durchschnittlichen Bruttomonatseinkommen vorsehen und gleichzeitig bestimmen, dass im Falle 
einer dauerhaften Verletzung des Wettbewerbsverbots jeder angebrochene Monat als eine er-
neute Verletzungshandlung gilt. Das Bundesarbeitsgericht kam zu diesem Ergebnis, weil eine 
AGB-Klausel nach § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB so bestimmt sein muss, dass im Rahmen des 
rechtlich und tatsächlich zumutbaren die Vertragspartner ihre Rechte und Pflichten klar und prä-
zise beschreiben. Voraussetzung für eine ausreichende Bestimmtheit einer Vertragsstrafenver-
einbarung ist nicht nur, dass die sie auslösende Pflichtverletzung so klar bestimmt ist, dass sich  
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der Versprechende in seinem Verhalten darauf einstellen kann, sondern auch, dass die zu leis-
tende Strafe ihrer Höhe nach klar und bestimmt ist. Auch musste der Begriff der „dauerhaften 
Verletzung vertraglicher Pflichten“ im vorliegenden Arbeitsvertrag präziser gefasst sein. 
 
 
Bonus auch ohne Zielvereinbarung? 
 
Vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einem Arbeitsvertrag einen Bonusanspruch für die 
Erreichung festzulegender Ziele, kann der Arbeitnehmer Schadensersatz verlangen, wenn die 
Zielfestlegung aus vom Arbeitgeber zu vertretenden Gründen unterbleibt. Das hat das Bundes-
arbeitsgericht im Fall eines Abteilungsleiters für Vertrieb und Marketing entschieden, in dessen 
Vertrag eine Bonuszahlung von 50.000 Euro für den Erfolgsfall vereinbart war, bezogen auf die 
Ziele des Geschäftsjahres. Nachdem die Festlegung für 2006 unterblieben war, verlangte er 
nach Ausscheiden aus dem Betrieb den anteiligen Bonus in Höhe von 12.500 Euro als Scha-
densersatz. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass rückwirkend eine Zielver-
einbarung nicht mehr möglich sei. Wenn der Arbeitgeber die Nichtfestlegung der Ziele zu vertre-
ten habe, bestehe ein Schadensersatzanspruch. Dabei sei die für den Fall der Zielerreichung 
vereinbarte Bonuszahlung Grundlage für die Ermittlung des Schadens. Wenn auch der Arbeit-
nehmer zu vertreten habe, dass keine Zielvereinbarung geschlossen wurde, sei dieses als Mit-
verschulden zu berücksichtigen. Unzulässig sei die von der Vorinstanz vorgenommene Feststel-
lung des Schadens auf der Grundlage des Vorjahres. Zur weiteren Sachaufklärung und Scha-
densermittlung wurde der Rechtsstreit an die Vorinstanz zurückverwiesen.  
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 12. Dezember 2007; Az.: 15 AZR 97/07) 
 
 
Kein Anspruch auf Fahrkostenerstattung zur Berufsschule 
 
Muss ein Lehrling für die Fahrt zur Berufsschule Kosten aufwenden, hat er deshalb keinen An-
spruch auf Erstattung dieser Kosten durch den Arbeitgeber. Ein solcher Anspruch ergibt sich 
auch nicht aus dem Prinzip der Kostenfreiheit der Berufsausbildung. Das hat das Landesar-
beitsgericht im Fall eines Auszubildenden als Kaufmann im Gesundheitswesen entschieden, der 
in einer Klinik ausgebildet wurde und für einen halbjährigen Zeitraum 773 Euro Fahrtkostener-
stattung verlangt hatte. Das Gericht bestätigt die bestehende Rechtsprechung des Bundesar-
beitsgerichts und verweist darauf, dass die Bestimmungen des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 
keine Regelung zur Erstattung von durch den Berufsschulbesuch entstehenden Fahrtkosten 
enthalte. Ein solcher Anspruch lasse sich auch nicht aus dem Sinn und Zweck der Normen des 
BBiG ableiten. Etwas anderes gelte nur, wenn der Lehrling auf Veranlassung des Arbeitgebers 
nicht die nächstliegende oder eine andere als die staatliche Berufsschule besuche. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 30. August 2007; Az.: 17 Sa 969/07) 
 
 
Abmahnung in der Wartezeit verwirkt Kündigungsrecht 
 
Mahnt ein Arbeitgeber einen Arbeitnehmer wegen einer Pflichtverletzung während der Wartezeit 
ab, bewirkt das einen Verzicht auf das Recht zur Kündigung wegen derselben Pflichtwidrigkeit. 
Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines Arbeitnehmers entschieden, der datiert vom 
selben Tag von seinem Arbeitgeber sowohl eine Abmahnung als auch eine ordentliche Kündi-
gung erhalten hatte. Dagegen setzte er sich zur Wehr und erhob Kündigungsschutzklage. In 
seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass in der Abmahnung ein Verzicht auf das  
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Kündigungsrecht wegen der abgemahnten Pflichtverletzung liege. Das gelte auch bei einer Ab-
mahnung während der sechsmonatigen Wartezeit. Wenn der Arbeitgeber in unmittelbarem zeit-
lichem Zusammenhang mit der ausgesprochenen Abmahnung kündige, spreche dies dafür, 
dass sich die Kündigung auf die abgemahnte Pflichtverletzung beziehe. Der Arbeitgeber sei 
dann darlegungspflichtig dafür, dass ggf. andere Gründe für die Kündigung entscheidend gewe-
sen seien. Zur Prüfung der Frage, ob der Arbeitgeber die Kündigung auf einen anderen als den 
der Abmahnung zugrunde liegenden Vorfall gestützt habe, verwies das Gericht den Rechtsstreit 
an die Vorinstanz zurück. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 13. Dezember 2007; Az.: 6 AZR 145/07) 
 
 
Reichweite einer Ausgleichsklausel 
 
Beschließen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei Beendigung eines Arbeitsverhältnisses eine 
Ausgleichsklausel zur Erfüllung sämtlicher gegenseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis, 
wird davon ein Anspruch aus einem selbständig vereinbarten Arbeitgeberdarlehen nicht erfasst. 
Das hat das Landesarbeitsgericht Düsseldorf im Fall eines Mitarbeiters bei einem Flugreisean-
bieter entschieden, dessen Insolvenzverwalter von dem ehemaligen Mitarbeiter die Rückzah-
lung einer Restdarlehenssumme in Höhe von 13.142 Euro forderte. Der Mitarbeiter verwies auf 
die Ausgleichsklausel und verweigerte die Zahlung. In seiner Begründung verweist das Gericht 
darauf, dass bei der Auslegung von Ausgleichsklauseln zu differenzieren sei zwischen Ansprü-
chen „aus dem Arbeitsverhältnis“ und solchen, die „mit dem Arbeitsverhältnis in Verbindung ste-
hen“. Erstere seien solche, die sich aus dem vertraglichen Austauschverhältnis ergäben (zum 
Beispiel Arbeitslohn, Überstunden, Urlaub, Arbeitspapiere). Nicht erfasst würden solche, die 
selbständig neben dem Arbeitvertrag abgeschlossen worden seien, auch wenn sie tatsächlich 
oder rechtlich mit diesem zusammenhingen. Diese würden nur dann von einer Ausgleichsklau-
sel erfasst, wenn sich die Ausgleichsklausel ausdrücklich auch darauf erstrecke. Dies sei vorlie-
gend nicht der Fall gewesen. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 15. August 2007; Az.: 4 Sa 884/07) 
 
 
Kein Abfindungsanspruch bei stornierter Kündigungsschutzklage 
 
Erhebt ein Arbeitnehmer nach einer vom Arbeitgeber ausgesprochenen Kündigung mit Abfin-
dungsangebot zunächst Kündigungsschutzklage und nimmt diese später wieder zurück, schließt 
dies das Entstehen eines Abfindungsanspruchs aus. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall 
einer Arbeitnehmerin entschieden, die von ihrem Arbeitgeber nach erfolglosen Verhandlungen 
über eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine betriebsbedingte Kündigung mit einem Ab-
findungsangebot enthielt. Gegen diese Kündigung erhob sie Kündigungsschutzklage, die sie 
später wieder zurücknahm. Anschließend verlangte sie vom Arbeitgeber eine Abfindung in Höhe 
von 9.900 Euro mit Hinweis auf das Abfindungsangebot (vgl. Paragraph 1a Abs. 1 KSchG). In 
seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass Zweck der Bestimmung die Förderung der 
außergerichtlichen Streitbeilegung sei. Daher schließe die Erhebung der Kündigungsschutzkla-
ge, ebenso wie ein Antrag auf nachträgliche Klagezulassung, den Abfindungsanspruch aus. Das 
gelte auch für den Fall, dass die Klage oder Antrag auf nachträgliche Klagezulassung wieder 
zurückgenommen werde. Andernfalls werde der Arbeitgeber mit einer gerichtlichen Auseinan-
dersetzung belastet, die mit dem Abfindungsangebot gerade vermieden werden solle. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 13. Dezember 2007; Az.: 2 AZR 971/06) 
 
 
 
 



5/7 

Änderungskündigung nur bedingt wirksam 
 
Unterbreitet ein Arbeitgeber im Rahmen einer betriebsbedingten Änderungskündigung Angebote 
zur Fortführung des Arbeitsverhältnisses unter geänderten Bedingungen, müssen diese Ange-
bote allesamt bestimmt oder zumindest bestimmbar sein. Andernfalls hat das die Unwirksamkeit 
der Kündigung zufolge. Das hat das Landesarbeitsgericht Hamm im Fall eines technischen 
Kundendienstleiters in einem Bürozentrum entschieden. Der Arbeitgeber beschloss, in dem de-
fizitären Bereich die Leitungsfunktion im technischen Kundendienst zu streichen und sprach 
eine Änderungskündigung mit den Alternativen einer Tätigkeit im technischen Kundendienst mit 
reduziertem Gehalt (2.311 Euro) oder im Außendienst für den Bereich Büromaschinen mit Fest-
gehalt und Provision aus. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass das Ände-
rungsangebot eindeutig bestimmt oder bestimmbar sein müsse. Dies treffe für das erste Ange-
bot zu; das zweite Angebot sei sowohl hinsichtlich der Tätigkeit wie auch der Entlohnung unbe-
stimmt und auch nicht bestimmbar. Die Unwirksamkeit eines der Alternativangebote führe zur 
Unwirksamkeit des Änderungsangebots und damit auch zur Unwirksamkeit der Änderungskün-
digung insgesamt. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 7. September 2007; Az.: 4 Sa 423/07) 
 
 
Kündigung wegen wiederholt fehlender Krankmeldung 
 
Reicht ein Arbeitnehmer bei Erkrankungen wiederholt nicht pünktlich seine Krankmeldungen ein, 
kann der Arbeitgeber nach entsprechender Abmahnung die Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
aussprechen. Das hat das Landesarbeitsgericht Hessen im Fall eines an Gelenkbeschwerden 
leidenden Packers bei einer Spedition entschieden, der trotz mehrfacher Hinweise und Abmah-
nungen die Krankheitsatteste nicht pünktlich eingereicht hatte. In seiner Begründung verweist 
das Gericht darauf, dass die verhaltensbedingte Kündigung rechtens sei. Die Verletzung von 
arbeitsrechtlichen Nebenpflichten sei nach Abmahnung geeignet, eine Kündigung zu rechtferti-
gen. Es könne dem Arbeitgeber nicht zugemutet werden, in ständiger Ungewissheit zu sein, ob 
der Arbeitnehmer zur Arbeit erscheine oder krank sei. Im Rahmen der konkreten Interessenab-
wägung sei das Interesse des Arbeitgebers an der Planungssicherheit höher zu gewichten als 
das Interesse des Arbeitnehmers an seinem Arbeitsplatz. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hessen vom 10. Dezember 2007; Az.: 17 Sa 1174/07) 
 
 
Veranstaltungen 
 
„Pfändungs- und Überweisungsbeschluss: wie agieren und reagieren?“ 
 
Donnerstag, 21. Februar 2008, 19.00 bis 21.00 Uhr, Saalgebäude, Raum 1-3, Franz-Josef-
Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
 
Eine Forderung gegen einen säumigen Zahler zu haben ist das Eine, sie durchzusetzen das 
Andere. Angefangen von der Rechnung über die Mahnung bis hin zur Einschaltung des Ge-
richts: hier gibt es viel zu tun. Denn: diese Schritte sind die Basis für das weitere Vorgehen und 
müssen deshalb stimmen.  
 
Die Referenten, Frau RA Cornelia Buchwald und Herr RA Hans-Georg Herrmann, Rechts-
anwaltspraxis Dr. Thalhofer Herrmann & Kollegen, Saarbrücken, zeigen Ihnen auf, wie die-
ser Weg aussieht, wie Sie Ihren Pfändungs- und Überweisungsbeschluss bekommen. Und um-
gekehrt: Wie Sie sich gegen einen Pfändungs- und Überweisungsbeschluss auch wehren kön-
nen. Vor allen Dingen: Was Sie als Arbeitgeber tun können bei Lohnpfändungen Ihres Mitarbei-
ters. Gerade hier gibt es in der Praxis zahlreiche Probleme, wie der pfändungsfreie Lohn zu be-
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rechnen ist, wie der Arbeitgeber sich bei sonstigen Pfändungen zu verhalten hat und wie sich 
die Pfändung im Verhältnis zu Abtretungserklärungen verhält. 
 
Beide Referenten stehen Ihnen sowohl während als auch nach der Veranstaltung zu Fragen und 
Antworten zur Verfügung. 
 
Anmeldungen bis 20. Februar 2008 unter E-Mail: rosemarie.kurtz@saarland.ihk.de.  
 
 
 „Fit Für ... die Wahl der richtigen Vertriebsform“ 
 
Dienstag, 11. März 2008, 18.00 bis 20.00 Uhr, Seminargebäude, Raum 0.01, IHK Saarland, 
Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken 
 
Alles im Leben ist im Fluss: So insbesondere auch die Vertriebsformen. Der klassische Einzel-
handel hat in den letzten Jahren erhebliche Konkurrenz bekommen. Die Vielfalt der Vertriebs-
formen stellt dabei nicht nur die Kunden, sondern vielmehr auch den Existenzgründer vor Fra-
gen: Was ist Franchising, Direktmarketing, klassischer Handelsvertreterverkauf, Internetver-
trieb? Welche Vor- und Nachteile bringen ihm die verschiedenen Vertriebsformen? Für welche 
soll er sich mit seinem Betrieb entscheiden?  
 
Herr RA Patrick R. Nessler, Neunkirchen, wird aufzeigen, worin die Unterschiede zwischen 
den einzelnen Vertriebsformen bestehen. Er wird die einzelnen rechtlichen Unterschiede zwi-
schen den Vertriebsformen aufzeigen und für Fragen und Antworten zur Verfügung stehen.  
 
Anmeldungen bis 10. März 2008 unter E-Mail: rosemarie.kurtz@saarland.ihk.de.  
 
 
„Mutterschutz und Elterngeld“ 
 
Dienstag, 4. März 2008, 19.00 bis 21.00 Uhr, Saalgebäude, Raum 1-3, Franz-Josef-Röder-Str. 
9, 66119 Saarbrücken 
 
Die Entscheidung zum Kind: eine familiäre Bereicherung, eine gesellschaftspolitische Notwen-
digkeit, für den Arbeitgeber eine Herausforderung zum Handeln. In den letzten Jahren wurde 
eine Fülle von arbeitsrechtlichen Schutzvorschriften erlassen, um die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie zu gewährleisten. Diese müssen Sie als Unternehmer kennen und beachten. 
 
Herr Rechtsanwalt Stephan Weingart, Kanzlei Dr. Neumeier & Kollegen, Saarlouis, ist häu-
figer Ansprechpartner für Unternehmen, die sich auf die Schwangerschaft und Erziehungszeit 
ihrer Mitarbeiter einzustellen haben. So geht es um die arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften 
während der Schwangerschaft ebenso wie um die Bezahlung des Mutterschaftsgeldes während 
der Mutterschutzzeit. Frage ist auch, wie sich das Elterngeldgesetz auf die Erziehungszeiten 
und damit auch auf das Arbeitsverhältnis auswirkt. Viele Fragen, die der Referent gerne beant-
wortet. Herr Weingart steht sowohl während als auch nach der Veranstaltung für Fragen zur 
Verfügung, damit sich jedes Unternehmen vor unliebsamen Überraschungen schützen kann. Er 
wird die Betriebe mit den wichtigsten arbeitsrechtlichen Regelungen im Bereich von Mutter-
schutz und Elterngeld bekannt machen. 
 
Anmeldungen bis 3. März 2008 unter E-Mail: rosemarie.kurtz@saarland.ihk.de.  
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